
1 
 

Bericht über die im Rahmen der  Öffentlichkeitsbeteiligung und der  

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-

ge eingegangenen Stellungnahmen: 

 

 

1. Öffentlichkeitsbeteiligung: 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung vom 04.05.2015 bis zum 

01.06.2015 gingen folgende Stellungnahmen ein: 

 

Hinweis: 

Personenbezogene Daten wurden aus Gründen des Datenschutzes geschwärzt. 

 

1.1 Private Stellungnahme: 

wie gestern mit Ihnen in Ihrem Büro besprochen, stelle ich hiermit den Antrag, die Verkehrs‐
inseln vor dem Grundstück Bodmanstraße 35 (Flurstück 212), Ecke Heiligenbergstraße  
aus Sicherheitsgründen zu entfernen. Durch die Verkehrsinseln müssen die Fußgänger und 
Schulkinder auf die Fahrbahn und sind somit der Gefahr abbiegender Autos von der Heili‐
genbergstraße ausgesetzt. (siehe Fotos). 
 

      

 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Der Bebauungsplan kann im Rahmen seiner zulässigen Regelungsinhalte nur Ver-
kehrsflächen bzw. öffentliche Grünflächen festsetzen Der Hinweis auf eine Gefah-
rensituation und Änderung der Fußgängerführung wird aufgenommen. Die öffentliche 
(Verkehrs)Grünfläche wird im Bebauungsplan als Verkehrsfläche festgesetzt. Die 
konkrete Straßengestaltung bzw. Gliederung und Führung der Verkehrsarten (Fuß-
gänger) wird der detailgenaueren nachrangigen Straßenverkehrsplanung überlassen. 
 

1.2 Private Stellungnahme 

Flst. 213, Flur Manzell, Gem. Friedrichshafen: 
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Es geht um das Flurstück 213, Bodmanstraße XX. 
Wie schon mit Ihnen persönlich besprochen, handelt es sich hierbei um das einzige 
bereits geteilte Grundstück in der Bodmanstraße. Die geplante Änderung des Be-
bauungsplanes würde eine Benachteiligung der Eigentümer Flurstück 213 gegen-
über den Eigentümern Flurstück 213/1 beinhalten. Deshalb meine schriftliche Einga-
be mit der Bitte um Berücksichtigung dieses Sonderfalls. 
 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Die besondere Bestandssituation der Flurstücke 213 und 213/1 wird im Bebauungs-
plan berücksichtigt und entsprechend in der Ausweisung der Baugrenzen aufge-
nommen. 
 

 

1.3 Private Stellungnahme: 

Flst. 223, Flur Manzell, Gem. Friedrichshafen: 

Wir haben uns intensiv mit den Planungen befasst, insbesondere in Bezug auf das 
Grundstück meines Vaters (Flurstück 223 in der Bodmanstraße XX). Dabei sind uns 
folgende Punkte aufgefallen: 
 
1. Das Baufenster wurde zwar vergrößert, jedoch gleichzeitig in Richtung Osten ver-

schoben bis auf die Grenze zum Nachbargrundstück. Da der Nachbar sein Ge-
bäude vor vielen Jahren bereits bis auf diese Grenze verlängert hat, würde hier 
bei Ausnutzung des Baufensters eine geschlossene Bebauung entstehen. Davon 
abgesehen ist dann eine sinnvolle Bebauung nicht möglich, da zur Ostseite des 
Gebäudes keine Fenster möglich wären. Und das auf einer Länge von 30 m, falls 
auch die Möglichkeit eines Anbaus genutzt werden sollte. 

 
2. Ein weiteres Problem ergibt sich bei Teilung des Grundstückes. Bei den hohen 

Grundstückspreisen wäre eine Veräußerung an einen einzelnen Käufer eher un-
wahrscheinlich. Um außerdem die von Ihnen angestrebte Verdichtung zu errei-
chen, müsste das Grundstück geteilt werden. Dies ist wiederum nur in Längsrich-
tung möglich. Dadurch hätte ein Grundstück ein großes Baufenster, nämlich 
30x10m, während das westliche Grundstück nur ein Baufenster der Größe 15x5m 
erhielte. Dazu hätte es auch noch eine Straßenlaterne vor der Zufahrt. 

 
3. Da ich noch einen Bruder habe und wir das Grundstück einmal zu zweit erben 

werden, wird eine Teilung unumgänglich. Sicherlich ist das auch bei anderen 
Grundstücken zu erwarten. Durch die oben angesprochenen Probleme wäre eine 
Teilung in zwei gleichwertige Grundstücke aber nicht möglich. Auch die bei Tei-
lung einzig sinnvolle Bebauung mit einem Doppelhaus wäre aus den genannten 
Gründen nicht möglich. 

 
Ganz allgemein möchten wir noch anmerken, dass die von Ihnen angestrebte offene 
Bebauung nicht mehr erreichbar ist, da bereits zahlreiche Neu- und Altbauten zumin-
dest durch die Garagen miteinander verbunden sind. Warum wurden in der Bodman-
straße die Baufenster aus der Mitte auf die Grenze verschoben? Alle bestehenden 
Gebäude, egal ob ursprüngliche oder veränderte Altbauten oder auch Neubauten 
stehen mittig auf den Grundstücken und werden größtenteils auch in Zukunft dort 
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stehen bleiben, Doppelhäuser sowieso. Warum sollen dann die wenigen noch neu zu 
bauenden Häuser versetzt stehen? Ein einheitliches Bild wird so sicher nicht erreicht. 
Von wie vielen Wohneinheiten pro Grundstück gehen Sie eigentlich aus? Bei der 
Größe der Baufenster wohl von mindestens drei bis vier. Das hieße, der Rest des 
Grundstücks würde für Garagen und/oder Stellplätze gebraucht, die großzügige 
Durchgrünung bliebe auf der Strecke genauso wie der ursprüngliche Charakter der 
Siedlung. Wie wollen Sie bei so vielen Wohneinheiten dann das Parkplatzproblem in 
der Bodmanstraße lösen? Schließlich parken die vielen Anwohner dann nicht nur auf 
den Grundstücken, denn auch etwaige Besucher kommen mit dem Pkw. Durch die 
zusätzliche Bebauung auf der gegenüberliegenden Straßenseite entstehen zusätzli-
che Einfahrten, die dann beidseitig nicht zugeparkt werden dürfen. Oder plant die 
Stadt einen zentralen Parkplatz für die Dorniersiedlung? 
 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Zu 1.)  Der Anbau bis zur Grundstücksgrenze  beruht auf einer Befreiung von der 
Ortsbausatzung, und ist als Einzelfall zu bewerten. Mit Rechtskraft des Be-
bauungsplans Nr. 207 wird der westliche Grenzbau lediglich auf Bestands-
schutz gesetzt. Bei Abbruch des Gebäudes ist der Neubau dann nur noch 
im zulässigen überbaubaren Grundstücksbereich zulässig, der dann eine 
Abstandsfläche für das Hauptgebäude festsetzt. Damit ist eine geschlos-
sene Bebauung nicht möglich und eine allseitige Belichtung und Belüftung 
der Gebäude entlang der Bodmanstraße ist gewährleistet.  

 
Zu 2.+3.) Entlang der Bodmanstraße sind nur Einzelgebäude zulässig. Doppelhäuser 

die eine Längsteilung des Grundstücks zur Folge hätten, sind nicht möglich. 
Damit ist eine Grundstücksteilung nicht zulässig (§ 19 Abs. 2 BauGB), da 
sie den Festsetzungen des Bebauungsplan nicht entspricht. Der rückwärti-
ge 1-geschossige Baubereich setzt sich zum Hauptgebäude deutlich ab 
und soll generationsübergreifendes Wohnen oder Wohnen und Arbeiten 
ermöglichen. Die städtebauliche Zielsetzung der Neuüberplanung orientiert 
sich primär auf die Bezugnahme vorhandener Strukturen, und diese sind 
geprägt durch 1-geschossige Einzelhausgebäude. Um heutigen Wohn-
raumansprüchen zu entsprechen, würde es bei einer Doppelhausbebauung 
eine Zweigeschossigkeit erfordern, die aufgrund der neuen Gebäudereihe 
nördlich der Bodmannstraße zu einer übermäßigen baulichen Verdichtung 
führen würde.  Erbfolgeüberlegungen bestehender Grundstückszuschnitte 
können dabei nur nachrangig berücksichtigt werden. 

 
Zu Allgemeine Anmerkungen: 
Die offene Bauweise ist gekennzeichnet durch die Abstandsflächen der Hauptge-
bäude zu den Eigentumsgrenzen. Durch Garagen oder Carports im seitlichen Grenz-
abstand entsteht keine geschlossene Bebauung. Untergeordnet bauliche Anlagen 
wie Garagen setzten Abstände der Hauptgebäude und gliedern die Bebauung. Es 
gibt 3 Einzelfälle in der Bodmanstraße, in denen die Hauptgebäude an die Grenze 
gebaut wurden, das soll aber mit dem Bebauungsplan Nr. 207 zukünftig nicht mehr 
möglich sein, um den ursprünglichen Charakter der Straße noch erkennbar zu erhal-
ten. Entsprechend Ihrer Anregung wird der überbaubare Bereich dahingehend geän-
dert, dass die Position der Bestandgebäude die Grundlage für die Neubauten setzt 
und in der Überarbeitung des Bebauungsplans von der Grenzbebauung abgesehen 
wurde.  
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1.4 Private Stellungnahme: 

Ich sehe die Gefahr, dass bei einer Erweiterung der Bautiefe auf 14 m und eine Er-
höhung der Firsthöhe um 1,20m bei voller Ausnutzung (und ggf. geringer Überschrei-
tung) der Siedlungscharakter mit Einfamilienhäusern auf die Dauer gefährdet 
ist. 
 
Bei den bisherigen Planungen besteht die Möglichkeit der Entwicklung von Mehrfami-
lienhäusern, insbesondere wenn Bauträger den angebotenen Spielraum zur Optimie-
rung der Erträge vollständig ausnutzen oder sogar leicht überschreiten. 
Dies sollte in der Planung ausgeschlossen sein. 
 
Ich schlage deswegen vor, die Bautiefe auf 12m und die Firsthöhe auf das Maß der 
dieses Jahr neu gebauten Häuser in der Linzgaustraße zu beschränken, sowie die 
Wohneinheiten pro Grundstück so festzulegen, dass höchstens Doppelhaushälften 
mit einer Einliegerwohnung möglich sind. Dadurch bleibt die bisherige Siedlungs-
struktur auch auf Dauer erhalten und der Verdichtung und des größeren Wohnraum-
bedarfes wird ebenfalls Rechnung getragen. 
 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Mit den Festsetzungen der Trauf- und Firsthöhe, der Erdgeschossfußbodenhöhe, der 
Bauweise sowie der Dachneigung und Dachform wird die Gebäudekontur stringent 
vorgegeben und damit in ein maßstäbliches Verhältnis zu den Bestandsgebäuden 
gesetzt. Die Trauf- und Firsthöhen orientieren sich zudem an Bestandsgebäuden, die 
im Plangebiet teilweise vorhanden sind. Weiterhin werden das Maß der Überbauung 
(Grundflächenzahlen) sowie das Maß der zulässigen Nebenanlagen teilweise weit 
unter den baurechtlichen Obergrenzen festgesetzt. Insgesamt erfolgt mit den Fest-
setzungen zum Maß der baulichen Nutzung eine ausreichende städtebauliche Steue-
rung, die einerseits den Siedlungscharakter berücksichtigen, anderseits aber auch 
dem wichtigen Ziel der Nachverdichtung entsprechen. Die weitergehende Festset-
zung mit einer Begrenzung der Wohneinheiten wurde in der Überarbeitung des Be-
bauungsplans aufgenommen. In Teilbereichen, z.B. nördlich der Dornierstraße, ist es 
städtebaulich beabsichtigt, dass Mehrfamilienwohnhäuser möglich sind. Darüber hin-
aus muss berücksichtigt werden, dass zur Deckung von dringend benötigtem Wohn-
raum, insbesondere im preisgebundenen Wohnungsbau, das Engagement sowohl 
öffentlicher als auch privatwirtschaftlicher Bauträger erforderlich ist. Das Defizit kann 
bei Weitem nicht über den klassischen privaten Bauherren abgedeckt werden. Mit 
den vergrößerten Bautiefen ist zudem beabsichtigt, den überbaubaren Grundstücks-
bereich zu erweitern, um so einen größeren Spielraum in der Gebäudeanordnung zu 
eröffnen und die strenge und regelmäßige Gebäudepositionierung im Bestand ange-
passt und verträglich  aufzulockern. Dem Vorschlag wird daher nicht entsprochen.   
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1.5 Private Stellungnahme: 

 

 

 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Die Festsetzung als Mischgebiet im südöstlichen Teilbereich berücksichtigt bereits 
vorhandene Wohn- und Gewerbenutzungen, die den ausgewiesenen Siedlungsbe-
reich bereits jetzt prägen. Mit Ausweisung als Mischgebiet werden die bestehenden 
gewerblichen Einheiten baurechtlich gesichert und der städtebaulichen Zielsetzung 
angepasst. Aufgrund der Eingangssituation und der Platzbildung, die den Bereich 
charakterisieren, soll mit der Mischgebietsausweisung der Bereich in der Zielsetzung 
mit weiteren Nutzungen belebt werden. Entsprechend dem baurechtlichen Gebiets-
typ „Mischgebiet“ sind dann Gewerbebetriebe zulässig, die das Wohnen nicht we-
sentlich stören. Damit werden die Immissionslagen des Bestandes aufgenommen 
und der Schutzstatus zukünftig nicht herabgesetzt. Vergnügungsstätten werden aus-
geschlossen.    
 

 

1.6 Private Stellungnahme 

Flst. 171, Flur Manzell, Gem. Friedrichshafen: 

Es wird gewünscht, die überbaubare Grundstücksfläche auf dem Grundstück Dor-
nierstraße 41 in Richtung Buchbüchelweg zu vergrößern. Eine Erweiterung soll in 
dem Rahmen erfolgen, dass die Abstandsflächen zum südöstlich angrenzenden 
Transformatorenhäuschen noch eingehalten werden.  
 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Die überbaubare Grundstücksfläche wurde entsprechend in Richtung Buchbüchel-
weg vergrößert.  
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1.7 Interessengemeinschaft Flurstück 380 (34 Unterzeichner): 
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Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

 
Zu Präambel: 
Die allgemein gültige Definition eines „innerörtlichen Naherholungsgebiets“ nimmt 
Bezug auf größere naturräumliche Zusammenhänge (Wald, weitläufige Parkanlagen, 
Seenlandschaft usw.), die aufgrund ihrer Bedeutung und der Möglichkeit der Frei-
zeitgestaltung einen größeren Einzugsbereich der Bevölkerung ansprechen. 
Die öffentliche Grünfläche (Flst. 380) im Plangebiet erreicht aufgrund ihrer Kleinflä-
chigkeit mit ca. 3.400 qm nicht die Bedeutung eines „Naherholungsgebiets“. Die Kli-
ma- und Erholungsfunktion der Grünfläche wird in der Bebauungsplanüberarbeitung 
erkannt und daher erhalten.  
Die Festsetzung der öffentlichen Grünflächen als „Gemeinschaftsgarten“ mit Mieter-
gärten soll die Grünfläche zusätzlich als Erfahrungs- und Begegnungsraum erwei-
tern. 
 
 
Zu Chronik des Dornierquartiers: 
Die zurückliegenden Planungsprozesse (Baulinienplan Nr.40, Änderungsbebau-
ungsplan Nr. 40/2) sowie der dokumentierte Schriftwechsel bzw. das Siedlertage-
buch bringen sowohl die planerische als auch die historische Zielsetzung als öffentli-
che Grünfläche bzw. Spielplatz zum Ausdruck Die bestehende Nutzung als Schre-
bergärten zur Freizeitgestaltung und Erholung für einige Wenige ist hieraus nicht er-
kennbar.  
 
Bezüglich der Eigentumsverhältnisse des Flst. 380 ist aus der historischen Entwick-
lung nicht ableitbar, dass die Siedler Eigentumsanteile an der öffentlichen Grünfläche 
erworben haben. Im Rahmen der damaligen Siedlungserschließung wurde die Kos-
tenbeteiligung zwischen der Firma Dornier (Siedler) und der Stadt vereinbart. Die 
Umlegung der Kosten bedeutete nicht, dass Eigentumsanteile an den öffentlichen 
Plätzen (einschl. Grünflächen) und Straßen bei den Grundstücksbesitzern verblei-
ben, sondern dass die Kosten für die Herstellung der Anlagen anteilig auch für die 
Privateigentümer in die Kaufpreise eingerechnet wurden. Die Stadt Friedrichshafen 
ist daher alleinige Eigentümerin. Das Schreiben vom 26.09.1940 mit Darstellung der 
Baulandpreise bildet keine Beweisgrundlage, sondern stellt die Aufschlüsselung des 
Verkaufspreises pro qm dar.  
 
Die historische Bedeutung und Zuordnung der Grünfläche bezieht sich im Baulinien-
plan sowie im Siedlertagebuch auf eine „öffentliche“ Nutzung. Im Tagebuch (Anlage 
3) wird sogar die Bitte geäußert, dass die Fläche wieder der eigentlichen Bestim-
mung als öffentliche Grünfläche (Spielplatz mit Bänken für Rentner) angelegt wird. 
Die bestehende Nutzung als Kleingartenanlage entspricht daher nicht der ursprüngli-
chen Zielsetzung. Mit der Festsetzung als „Gemeinschaftsgärten“ und als begrünter 
„Quartiersanger“ bleibt ein wesentlicher Teil als begrünte Fläche erhalten und wird 
der Öffentlichkeit wieder zugänglich gemacht.   
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Zu Stadtentwicklung und Durchgrünung: 
Bei den Überplanungen des bestehenden Siedlungsbereichs der Dorniersiedlung 
wurde die Bedeutung und Empfindlichkeit der ökologischen Funktionen umfangreich 
erfasst und bewertet. Die angesprochene nachhaltige Siedlungsentwicklung und 
Entwicklung einer lebenswerten Stadt wurde im Positionspapier zur Beschlussfas-
sung des Gemeinderates am 21.05.2019 zur „Grünflächenstrategie für Friedrichsha-
fen“ konkretisiert. Mit der Beibehaltung als Grünfläche wird der beschlossenen Grün-
flächenstrategie entsprochen und es wird ein Beitrag geleistet zum Erhalt des ur-
sprünglichen Siedlungscharakters der Dorniersiedlung. 
 
Zu Tier- und Pflanzenwelt: 
Zum Entwurf wurden artenschutzrechtlich relevante Vorkommen wertgebender Tier-
arten (hier: Vögel, Fledermäuse, Reptilien) geprüft. Diese wurden von einem Exper-
ten im Rahmen der faunistischen Untersuchung (Frühjahr/Sommer 2015) kartiert und 
bewertet. Mit weiteren streng geschützten Tierarten aus den Gruppen Säuger, Am-
phibien und Wirbellose ist nicht zu rechnen, da die standörtlich-strukturellen Gege-
benheiten des Gebiets den Habitatansprüchen der in der Region vorkommenden Ar-
ten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie nicht entsprechen. Den vorgetragenen Argu-
menten zur besseren Durchgrünung und Erhaltung als Lebensraum für Insekten, 
Reptilien und Vögeln wird mit der Beibehaltung als Gemeinschaftsgärten und Quar-
tiersanger auch weiterhin entsprochen.  
 
Zu Infrastruktur: 
Die Hegaustraße wird innerhalb des Plangebiets als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt.  Im Rahmen der Um-
setzung wird die Straße entsprechend verkehrsberuhigt gestaltet und es darf nur 
noch in Schrittgeschwindigkeit gefahren werden. Die Benutzung durch PKW wird in 
diesem Bereich damit vor allem für den Durchfahrtsverkehr unattraktiv. Durch die 
geplante zusätzliche Bahnquerung beim Bahnhof Fischbach wird zudem die fußläufi-
ge Anbindung an die Ortsmitte Fischbach verbessert, so dass diesbezüglich aus dem 
Plangebiet kein zunehmender Quellverkehr zu erwarten ist.   
Die bestehenden Erschließungsstraßen sollen beibehalten werden, da sie die innere 
sowie äußere Anbindung des Plangebiets gewährleisten. Die Ausgestaltung der Dor-
nier- und Linzgaustraße mit weiteren Maßnahmen zur Geschwindigkeitsreduzierung 
können nicht mit dem Bebauungsplan festgesetzt werden. Im Rahmen einer ver-
kehrsrechtlichen Überprüfung muss im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren 
untersucht werden, ob Maßnahmen getroffen werden müssen, die den angespro-
chenen „Durchgangsverkehr“ erschweren, wobei der Begriff „Durchgangsverkehr“ für 
die Hegaustraße nicht angenommen werden kann, da die Straßenführung keine vor-
teilhafte Direktverbindung sowohl im inneren als auch im äußeren Erschließungszu-
sammenhang erkennen lässt.  Der aus dem Nachverdichtungspotenzial resultierende 
Mehrverkehr kann von den bestehenden Erschließungsstraßen aufgenommen wer-
den. Die gutachterliche Verkehrsbetrachtung beurteilt die Erschließungskapazitäten 
als ausreichend und hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung für unkritisch.  
Der Bereich Cafe Höpker, Kindergarten und ev. Kirche wird als verkehrsberuhigter 
Bereich festgesetzt, d.h. Parken ist nur noch in ausgewiesenen Bereichen zulässig, 
so dass das derzeitig ungeordnete Parken dann nicht mehr zulässig ist. 
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Zu Fazit: 
 
Durch Beibehaltung der Grünfläche und Ausweisung einer verkehrsberuhigten Zone 
wird der Zielrichtung der Interessengruppe prinzipiell entsprochen.   
 
Interessengemeinschaft Flurstück 380, ergänzende Stellungnahme außerhalb 
der Beteiligungsfrist (470 Unterzeichner): 
 

 

 

 

 

 



14 
 

 
 
 
Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
 
Siehe vorangegangene Stellungnahme. Den Anregungen der Interessengruppe wird 
entsprochen. 
 
 
1.8 Private Stellungnahme 

Mömpelgardweg südlich Mangweg: 

als 1940 Geborener, sowie Erstbewohner und späterer Erbe des Hauses  
Mömpelgardweg xx erlaube ich mir einige Bemerkungen zu dem Plan, durch  
Nahverdichtung das Gesicht der Dorniersiedlung und insbesondere den Grünsreifen  
nördlich der Hegaustraße zu verändern. 

 
Unser Vater XXXXXXXXXX, damals Angehöriger der Fa.Dornier, ist mit Frau und zwei 
Kindern nach Fertigstellung im April 1941 im Mömpelgardweg eingezogen, unser 
jüngerer Bruder kam 1943 dort zur Welt. 
Von frühester Kindheit an wurde uns bewusst gemacht, dass der Garten zur Versorgung 
der Familie geplant und angelegt war. Da die Gärten im unteren Siedlungsabschnitt 
durch die dichte Bebauung kleiner waren und nicht für die Versorgung ausreichten, 
wurden den dortigen Bewohnern Abschnitte im "Grünstreifen" zugewiesen. Auch wir 
hatten dort kurzzeitig ein kleines Feld, wo Mais angebaut wurde (Brot bestand aus 
Maismehl, verlängert mit Buchenlaub). Wir mussten jedoch wieder weichen, weil für die 
Anwohner im unteren Siedlungsteil der Bedarf an Gartenfläche zwingend höher war. 

 

 

 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Die Grünfläche wird beibehalten und als „Gemeinschaftsgärten“ sowie „Quartiersan-
ger“ festgesetzt. Die Fläche dient weiterhin als Erholungs-, Erfahrungs- und Begeg-
nungsraum für die Bürger. Der Anregung wird entsprochen.   
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1.9 Private Stellungnahme (zwei Unterzeichner) 

Hegaustraße nördlich Mangweg: 

 

 

 

 

 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Zu Erschließung: 
Die Hegaustraße wird innerhalb des Plangebiets als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt.  Im Rahmen der Um-
setzung wird die Straße entsprechend verkehrsberuhigt gestaltet und es darf nur 
noch in Schrittgeschwindigkeit gefahren werden. Die Benutzung durch PKW wird in 
diesem Bereich damit vor allem für den Durchfahrtsverkehr unattraktiv. Durch die 
geplante zusätzliche Bahnquerung beim Bahnhof Fischbach wird zudem die fußläufi-
ge Anbindung an die Ortsmitte Fischbach verbessert, so dass diesbezüglich aus dem 
Plangebiet kein zunehmender Quellverkehr zu erwarten ist.   
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Die bestehenden Erschließungsstraßen sollen beibehalten werden, da sie die innere 
sowie äußere Anbindung des Plangebiets gewährleisten. Die Ausgestaltung der Dor-
nier- und Linzgaustraße mit weiteren Maßnahmen zur Geschwindigkeitsreduzierung 
können nicht mit dem Bebauungsplan festgesetzt werden. Im Rahmen einer ver-
kehrsrechtlichen Überprüfung muss im Anschluss an das Bebauungsplanverfahren 
untersucht werden, ob Maßnahmen getroffen werden müssen, die den angespro-
chenen „Durchgangsverkehr“ erschweren, wobei der Begriff „Durchgangsverkehr“ für 
die Hegaustraße nicht angenommen werden kann, da die Straßenführung keine vor-
teilhafte Direktverbindung sowohl im inneren als auch im äußeren Erschließungszu-
sammenhang erkennen lässt.  Der aus dem Nachverdichtungspotenzial resultierende 
Mehrverkehr kann von den bestehenden Erschließungsstraßen aufgenommen wer-
den. Die gutachterliche Verkehrsbetrachtung beurteilt die Erschließungskapazitäten 
als ausreichend und hinsichtlich der zukünftigen Entwicklung für unkritisch.  
Der Bereich Cafe Höpker, Kindergarten und ev. Kirche wird als verkehrsberuhigter 
Bereich festgesetzt, d.h. Parken ist nur noch in ausgewiesenen Bereichen zulässig, 
so dass das derzeitig ungeordnete Parken dann nicht mehr zulässig ist. 
Einem ggf. durch die Nachverdichtung entstehendem zusätzlichen Parkdruck wird 
mit der Festsetzung eines erhöhten Stellplatznachweises auf den Privatgrundstücken 
entgegen gewirkt (2 Stp./WE). 
 
Zu Situation Dorniersiedlung II: 
Die Grünfläche wird beibehalten und als „Gemeinschaftsgärten“ sowie „Quartiersan-
ger“ festgesetzt. Die Fläche dient weiterhin als Erholungs-, Erfahrungs- und Begeg-
nungsraum für die Bürger. Der Anregung wird entsprochen.   
 
 

1.10 Private Stellungnahme: 
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Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Zu Lebensqualität: 
Die im Zusammenhang mit der Grünfläche angesprochene Lebensqualität ergibt sich 
in erster Linie aus der öffentlichen Zugänglichkeit und Nutzbarmachung für Freizeit-
aktivitäten oder zur Entspannung. Durch die derzeit fast ausschließlich private  Inan-
spruchnahme (Verpachtung an Anwohner) ist die öffentliche Zugänglichkeit nicht ge-
geben - der Erholungswert bleibt auf die Pächter begrenzt. Von größerer Bedeutung 
für die gesamte Siedlung wird die Fläche als öffentlicher Quartiersanger mit Baum-
pflanzungen, Grünflächen für Freizeit und Sitzmöglichkeiten zum Verweilen. Mit dem 
Konzept und der Festsetzung als „Gemeinschaftsgärten“ und der Möglichkeit zur 
Anmietung von kleinteiligen Gartenflächen soll dieser Ansatz einer breiteren Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden, allerdings ohne das Recht, diese als dicht ein-
gefriedete Freizeitgrundstücke abgrenzen zu können. Als Begegnungs- Erfahrungs-
bereich gemeinsam mit einem Quartiersplatz wird der öffentliche Charakter gestärkt 
und so für alle Anwohner wieder erlebbar gemacht. Der Anregung zur Beibehaltung 
der Schrebergärten in der jetzigen Form wird nicht entsprochen. 
 

Die ökologischen Funktionen für das Kleinklima sowie für Fauna und Flora bleiben 
mit dem Erhalt der Grünfläche erhalten. In diesem Sinne wir der Anregung teilweise 
entsprochen.  
 
 
 
1.11 Private Stellungnahme (zwei Unterzeichner): 

Hegaustraße südlich Mangweg: 

als unmittelbarer Angrenzer an die Hegaustraße möchten wir (XXXXXXXXXXXXXXXXXXX) 

zu Ihrem neuen Planentwurf „Dornierquartier“ Stellung nehmen und werden gegen eine evtl. beab-

sichtigte Bebauung des Flurstück 380, wie jetzt in Ihrem Entwurf vorgesehen, Einspruch erheben. 

 

Beim Erwerb unseres Anwesens (XXXXXXXXXXXXXX) konnten wir nach vorangegangener Erkun- 

dung davon ausgehen, dass das Fist. 380 in keinem Fall bebaut wird, - so wie auch in der zurücklie-

genden Zeit aufgrund des verbindlichen Bau-Verbotes wiederholt Anträge Dritter auf eine Bebauung 

des Flst.380 von der Stadt Friedrichshafen und dem zuständigen GR-Gremium (TA) abgelehnt wur-

den. 
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Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Bezüglich der Eigentumsverhältnisse des Flst. 380 ist aus der historischen Entwick-
lung nicht ableitbar, dass die Siedler Eigentumsanteile an der öffentlichen Grünfläche 
erworben haben. Im Rahmen der damaligen Siedlungserschließung wurde die Kos-
tenbeteiligung zwischen der Firma Dornier (Siedler) und der Stadt vereinbart. Die 
Umlegung der Kosten bedeutete nicht, dass Eigentumsanteile an den öffentlichen 
Plätzen (einschl. Grünflächen) und Straßen bei den Grundstücksbesitzern verblei-
ben, sondern dass die Kosten für die Herstellung der Anlagen anteilig auch für die 
Privateigentümer in die Kaufpreise eingerechnet wurden. Die Stadt Friedrichshafen 
ist daher alleinige Eigentümerin. Das Schreiben vom 26.09.1940 mit Darstellung der 
Baulandpreise bildet keine Beweisgrundlage, sondern stellt die Aufschlüsselung des 
Verkaufspreises pro qm dar.  
 
Grünfläche: 
Der Einwendung wird entsprochen. Die Grünfläche wird zur Erhaltung des Gebiets-
charakters und aus ökologischen Gründen beibehalten. Diese wird als „Gemein-
schaftsgärten“ sowie „Quartiersanger“ festgesetzt. Die Fläche dient in optimierter 
Form als Erholungs-, Erfahrungs- und Begegnungsraum für die Bürger.   
 
 
Zu Erschließungssituation: 
Die Hegaustraße wird innerhalb des Plangebiets als Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung „Verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt.  Im Rahmen der Um-
setzung wird die Straße entsprechend verkehrsberuhigt gestaltet und es darf nur 
noch in Schrittgeschwindigkeit gefahren werden. Die Benutzung durch PKW wird in 
diesem Bereich damit vor allem für den Durchfahrtsverkehr unattraktiver und für 



20 
 

Fußgänger sicherer. Der Wiesenweg ist daher nicht mehr erforderlich. Der resultie-
rende Mehrverkehr, basierend auf dem Nachverdichtungspotenzial, kann von den 
bestehenden Erschließungsstraßen aufgenommen werden. Der aus dem Nachver-
dichtungspotenzial resultierende Mehrverkehr kann von den bestehenden Erschlie-
ßungsstraßen aufgenommen werden. Die gutachterliche Verkehrsbetrachtung beur-
teilt die Erschließungskapazitäten als ausreichend und hinsichtlich der zukünftigen 
Entwicklung für unkritisch.   
Der Hinweis auf eine Stromleitung im Bereich des Wiesenweges wurde im Bebau-
ungsplan berücksichtigt. 
Der Bereich nördlich vom Cafe Höpker und die Eingangszone zum Kinderspielplatz 
wird ebenfalls als verkehrsberuhigter Bereich festgesetzt. Innerhalb der verkehrsbe-
ruhigten Zone ist das Parken nur noch in den gekennzeichneten Flächen zulässig.  
 
 
 
1.12 Private Stellungnahme (zwei Unterzeichner): 

 

 

 

 
Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
Natürlich wird anerkannt, dass durch die langjährige Nutzung Bindungen entwickelt 
werden. Es gilt aber auch zu bedenken dass durch die Einfriedung der Fläche der 
Erholungswert nur auf die Pächter begrenzt wird. Von größerer Bedeutung für die 
gesamte Siedlung wird die Fläche als öffentlicher Quartiersplatz mit Baumpflanzun-
gen sowie mit Grünflächen für Freizeitaktivitäten und Sitzmöglichkeiten zum Verwei-
len. Mit der teilweisen Festsetzung als „Gemeinschaftsgärten“ besteht auch für die 
bisherigen Nutzer wieder die Möglichkeit einer gärtnerischen Betätigung, jedoch oh-
ne diese als dicht eingefriedete Freizeitgrundstücke abgrenzen zu können. Durch 
das Verbot zur Einfriedung soll gemeinsam mit einem Quartiersanger ein Begeg-
nungs- und Erfahrungsbereich geschaffen werden, der den öffentlichen Charakter 
stärkt und so für alle Anwohner wieder zugänglicher und erlebbarer macht.  
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1.13 Private Stellungnahme: 

Mömpelgardweg südlich Mangweg

 

 

 

 

 

 

Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 

Der Mömpelgardweg ist in der Überarbeitung des Bebauungsplans aus dem Plange-
biet herausgenommen worden.  
In dem vorgeschlagenen Grundstückszuschlag des Flst. 380 an die nördlichen An-
grenzer kann keine Verbesserung gesehen werden, da der Mömpelgardweg eine als 
Anliegerstraße angemessene Breite aufweist.    
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Das Flst.380 ist als Grünfläche zu erhalten. Entsprechend der vom Gemeinderat am 
21.05.2019 beschlossenen „Grünflächenstrategie für Friedrichshafen“ sind innerörtli-
che Grünflächen zu erhalten und für die Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
Den Anregungen kann nicht entsprochen werden.  
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2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange: 

 
Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung vom 29.04.2015 bis zum 

01.06.2015 gingen folgende Stellungnahmen ein: 

Aus der Behördenbeteiligung wurden folgende Punkte vorgetragen: 

 

Landratsamt Bodenseekreis: 
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Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
 
Zu A Ziffer 1: 
Die gesamte Entwässerungsplanung wird im weiteren Verfahren mit der Unteren 
Wasserbehörde abgestimmt. Für das Plangebiet wurden in einer Machbarkeitsstudie  
Schmutzfrachtberechnungen für eine Nachverdichtung eingearbeitet. Für eine Mini-
mierung bzw. für eine zeitverzögerte Ableitung des Niederschlagswassers werden 
Festsetzungen zur Retention und zur Dachbegrünung getroffen. Mit der Unterschrei-
tung der maximal zulässigen Obergrenzen der GRZ sowie der Einschränkung der 
Überbauung von Nebenanlagen soll der Versiegelungsgrad möglichst klein gehalten 
werden.   
 
Zu A Ziffer 2: 
Am Buchenbach wird der gesetzlich vorgesehene Gewässerrandstreifen für den In-
nenbereich von 5 m eingehalten. Das geplante Baufenster im Flst. 47/17 hält einen 
entsprechenden Abstand. Auf ein im Vorentwurf geplantes Baufenster im Flst. 47/4 
wurde im Entwurf u.a. aus Gründen der Schonung des Gewässerrandstreifens sowie 
des Ortsrands verzichtet. Die Baumreihe am Buchenbach wird zum Erhalt festge-
setzt. 
 
Zu C Ziffer 1: 
Eine Bestandserhebung der Reptilien im Plangebiet wurde im Frühjahr und Sommer 
2015 im Rahmen mehrerer faunistischer Relevanzbegehungen durchgeführt. Die 
Ergebnisse sind im Umweltbericht/Grünordnungsplan dargestellt. 
 
Zu C Ziffer 2: 
Die Verkehrslärmuntersuchungen sowie die verkehrlichen Betrachtungen zur Leis-
tungsfähigkeit der bestehenden Straßen wurden beauftragt und liegen bereits vor. 
Die Gutachten werden im nächsten Verfahrensschritt (Behördenbeteiligung) der Un-
teren Immissionsschutzbehörde zur Stellungnahme vorgelegt. 
 
 
Polizeipräsidium Konstanz, 88212 Ravensburg 
 
Das Polizeipräsidium Konstanz erhebt gegen den vorliegenden Bebauungsplanentwurf aus verkehrs-
polizeilicher Sicht keine Einwendungen. 
 
 
Regionalverband Bodensee-Oberschwaben: 
 

 
 
 
  



25 
 

Ministeruim f. Verkehr und Infrastruktur, 70029 Stuttgart: 

 
 
 
Regierungspräsidium Tübingen, 72016 Tübingen: 
 
I. Belange der Wasserwirtschaft 

 
Nach den Ergebnissen der HWGK besteht hier keine Betroffenheit. 

 
Das unmittelbar angrenzende Gewässer (Buchenbach) ist jedoch nicht Teil des 
HWGK Gewässernetzes. Eine Aussage über eine mögliche Hochwasserbetroffenheit 
ist daher für dieses Gewässer nicht möglich. 

 
Maßgeblich und verbindlich ist der tatsächlich von einem hundertjährlichen Hoch-
wasser betroffene Bereich – unabhängig von der Darstellung oder der Veröffentli-
chung in einer Hochwassergefahrenkarte. 

 
Mit § 65 des Wassergesetzes Baden-Württemberg gelten kraft Gesetzes seit dem 
22.12.2013 (Inkrafttreten der Vorschrift) u. a. die Gebiete als festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 
Jahren zu erwarten ist. Dies gilt sowohl für Flächen im Außen- als auch im Innenbe-
reich. 
 
 
Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
 
Für den offen geführten Teilbereich des Buchenbachs entlang der nördlichen Plan-
gebietsgrenze gibt es aufgrund der Topographie keine Hochwassergefährdung im 
Plangebiet. Lediglich das Grundstück 47/24 wurde in der Vergangenheit teilweise 
überschwemmt, da in diesem Bereich die offene Bachführung in ein nicht ausrei-
chend dimensioniertes Kanalteilstück übergeht. Dieses Teilstück wurde saniert und 
ist zum Flst. 47/20 ausreichend dimensioniert. Hochwassergefahren können nicht 
gesehen werden.   
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Stadtwerk am See, Friedrichshafen 88046 Friedrichshafen: 
 

 
 
 
 
Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
 
Zu 1.) 
Für das Mittelspannungskabel wurden Geh,- Fahr,- und Leitungsrechte im Bebau-
ungsplan aufgenommen. Die grunddienstbare Sicherung erfolgt dann in nachfolgen-
den Kaufvereinbarungen. 
 
Zu 2.) 
Das Straßenbeleuchtungskabel wurde mit Geh,- Fahr,- und Leitungsrechten im Be-
bauungsplan aufgenommen. Eine evtl. Verlegung aufgrund technischer Erfordernisse 
ist in nachrangigen Fachplanungen zu klären und nicht Bestandteil der Bebauungs-
planung.     
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BUND, 88045 Friedrichshafen: 
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Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
 
Zu Artenschutz: 
Eine Bestanderhebung der Reptilien im Plangebiet wurde im Frühjahr und Sommer 
2015 im Rahmen mehrerer faunistischer Relevanzbegehungen durchgeführt. Die 
Ergebnisse werden im Umweltbericht /Grünordnungsplan dargestellt.  
 
Zu Allgemeines: 

Die Stadt Friedrichshafen muss dringend benötigten Wohnraum schaffen, ohne im 
Außenbereich Flächen zu beanspruchen. Die historische Wohnsiedlung Dornierquar-
tier ist nicht denkmalgeschützt und weist im Bestand bereits vielfache  
- zum Teil erhebliche - bauliche Veränderungen zur ursprünglichen Bausubstanz auf. 
Entsprechend der Wohnbedürfnisse der Anwohner werden die baulichen Möglichkei-
ten angepasst und angemessene Nachverdichtung im Bestand ermöglicht. Der Be-
bauungsplan orientiert sich sowohl im baulichen Maß als auch in den grünordneri-
schen Maßnahmen weitgehend an der ursprünglichen Gebietsstruktur. Ein vollstän-
diger Erhalt oder eine Wiederherstellung des ursprünglichen Gebietscharakters ent-
spricht nicht dem städtebaulichen Ziel, dringend benötigten Wohnraum für Fried-
richshafen zu schaffen. 
 
Zu Natur- und Umwelt: 

Der Buchenbach ist nicht innerhalb des Plangebiets. Die vorgeschlagenen Maßnah-
men (Bachöffnung) müssen in einen eigenständigen Planungsprozess eingebunden 
sein. Als Kompensation für den vorliegenden Bebauungsplan „Dornierquartier“ ist die 
Maßnahme nicht erforderlich. 

Am Buchenbach wird der gesetzlich vorgesehene Gewässerrandstreifen für den In-
nenbereich von 5 m eingehalten. Das geplante Baufenster im Flst. 47/17 hält einen 
entsprechenden Abstand. Auf ein im Vorentwurf geplantes Baufenster im Flst. 47/4 
wurde im Entwurf u.a. aus Gründen der Schonung des Gewässerrandstreifens sowie 
des Ortsrandes verzichtet. Die Baumreihe am Buchenbach wird zum Erhalt festge-
setzt. 
 
Zu Pflanzen und Tiere: 

Eine detaillierte floristische Kartierung der privaten Gärten ist für Bebauungspläne, 
die den Bestandsbereich (Innenbereich) überplanen, nicht angezeigt und wäre mit 
unverhältnismäßigem Aufwand verbunden.  

Die Hausgärten werden abhängig von Grünflächenanteil und Strukturvielfalt differen-
ziert dargestellt (s. Bestandsplan zum Umweltbericht). 

Die Erstellung einer Eingriffs-Kompensationsbilanz sowie eine Kompensation von 
Eingriffen auf der Grundlage des Baulinienplans sind nicht erforderlich, da es sich 
nicht um ein unbeplantes Gebiet handelt, sondern um ein Siedlungsgebiet mit vor-
handenem Bebauungsplan. Für die Eingriffe, die durch den Bebauungsplan Nr. 207 
darüber hinaus zulässig werden, erfolgt eine Kompensation, daher wird eine Ermitt-
lung der überbaubaren Grundflächen durchgeführt und mit dem planerischen Be-
stand (bestehende Baulinienpläne von 1940 und 1961) verglichen. Eine Freihaltung 
der Gartenzonen von Bebauung erfolgt im Rahmen der Ausweisung von Baufenstern 
sowie durch entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplanentwurf (u.a. Zonie-
rung der Privatgärten in Vorgartenzone und Hausgarten). Wertgebende Bäume wer-
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den zum Erhalt festgesetzt. Ein Pflanzgebot regelt die Begrünung der Privatgärten 
mit Laubbäumen. 
 

Zum Bebauungsplanentwurf wurden in einer artenschutzrechtlichen Prüfung die rele-
vanten Vorkommen wertgebender Tierarten (hier: Vögel, Fledermäuse, Reptilien) 
untersucht. Diese wurden von einem Experten im Frühjahr/Sommer 2015 kartiert und 
bewertet. Mit weiteren streng geschützten Tierarten aus den Gruppen Säuger, Am-
phibien und Wirbellose ist nicht zu rechnen, da die standörtlich-strukturellen Gege-
benheiten des Gebiets den Habitatansprüchen der in der Region vorkommenden Ar-
ten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie nicht entsprechen. Zudem wird der Grundcha-
rakter des Gebietes mit einem hohen Grünflächenanteil erhalten Daher wurde auf 
eine Kartierung dieser Tiergruppen verzichtet. Um artenschutzrechtliche Verbotstat-
bestände hinsichtlich Amphibien bei der möglichen Überplanung von Gartenteichen 
auszuschließen, wird vorsorglich eine Nebenbestimmung zur Baugenehmigung in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 
 

Als artenschutzrechtlich relevante Vermeidungsmaßnahme wurde V 4 im Umweltbe-
richt erarbeitet und innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans in den 
Hinweisen als Nebenbestimmung in die Baugenehmigung aufgenommen. 
 

Auf den Grundstücken oberhalb des Hangquellmoors werden keine zusätzlichen, 
neuen Baufenster festgesetzt. 
 

Die wesentlichen wertgebenden Bäume in den Hausgärten und öffentlichen Grünflä-
chen werden zum Erhalt festgesetzt mit Verweis auf Einhaltung der DIN 18920 
„Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnah-
men“. Entsprechende Vorkehrungen zum Schutz der Wurzeln, Stämme und Kronen 
sind im Rahmen von Bauarbeiten zu treffen. Eine Festsetzung zum Freihalten des 
Traufbereichs von Bäumen von Bebauung oder Lagerflächen wird ebenfalls in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 
 

Zu Stadtklima: 

Die Gebäudegrößen werden durch die Festsetzung von Baufenstern, Bauweise, Ge-
bäudehöhen sowie der GRZ (Grundflächenzahl) festgelegt und orientieren sich wei-
testgehend am Bestand unter Berücksichtigung des derzeitigen Wohnraumbedarfs. 
Die festgesetzte GRZ bleibt größtenteils unterhalb der nach § 17 BauNVO möglichen 
Obergrenzen für den Gebietstyp „Allgemeines Wohngebiet“ und berücksichtigt den 
Siedlungscharakter der ursprünglichen Dorniersiedlung. 
 

Es werden teilweise Ein- und Mehrfamilienhäuser mit Begrenzung der maximalen 
Gebäudelänge festgesetzt. Durch die weitestgehende Beibehaltung der großflächi-
gen Durchgrünungszonen und Eingrenzung der Gebäudehöhe auf maximal 2 Ge-
schosse werden die Luftströmungen nicht wesentlich beeinträchtigt. Eine Entwick-
lung von Reihenhäusern ist nur in kleinen Teilflächen (Bereiche mit offener Bauwei-
se) im Plangebiet möglich. Einer Riegelwirkung für vorhandene Durchlüftungsbahnen 
wird somit entgegengewirkt. 
 

Eine Dachbegrünung von Flachdächern wird als Festsetzung in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Eine zusätzliche Fassadenbegrünung wird im Umweltbericht nicht für 
erforderlich angesehen. 
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Zu Erholungsnutzung: 

Im überarbeiteten Entwurf (2020) des Bebauungsplans wurde von einer Überbauung 
der Grünfläche abgesehen. Die Fläche wird als „Gemeinschaftsgärten“ und als 
„Quartiersanger“ festgesetzt. Die Grünfläche wird zukünftig als Erholungs- Begeg-
nungs- und Erfahrungsraum für die Anwohnerschaft zur Verfügung stehen. Durch die 
festgesetzten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen ist eine erhebliche Beein-
trächtigung durch den Bebauungsplan nicht zu erwarten. Kompensationsmaßnah-
men sind nicht erforderlich.  
 

Zu Vermeidungs-, Minimierungs-, und Kompensationsmaßnahmen: 

Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen sind im Umweltbericht be-
schrieben. Für die Durchführung des Monitorings ist die Stadt Friedrichshafen zu-
ständig. Diese koordiniert verwaltungsintern eine Kontrolle, die in einem 5-Jahre-
Turnus durchgeführt wird. 

Da das Gebiet bereits durch einen Bebauungsplan entwickelt war, ist ein Ausgleich 
gemäß § 1a Abs. 2 BauGB nicht erforderlich.  Bei dem Bebauungsplan „Dornierquar-
tier“ wird bestehendes Baurecht überarbeitet und aktualisiert. Die klassische Bilanzie-
rungsmethode nach gemeinsamen Bewertungsmodell der Landkreise Bodensee-
kreis, Sigmaringen und Ravensburg wird im überplanten Innenbereich aufgrund der 
vorhandenen Bebauung und starken anthropogenen Überprägung nicht angewendet. 
Die Auswirkungen auf die betroffenen Schutzgüter werden verbal argumentativ be-
wertet. Eine Ökopunkte-Bewertung erfolgt nicht. Die Minimierungsmaßnahmen auf 
Privatflächen werden als Festsetzungen oder örtliche Bauvorschriften sowie als Ne-
benbestimmungen in die Baugenehmigung aufgenommen und damit durchsetzbar. 
Eine Kontrolle erfolgt durch die Stadt Friedrichshafen. 
 
 
Stadtverkehr Friedrichshafen GmbH, 88046 Friedrichshafen: 
 
Hinweis zur „Begründung zum Bebauungsplan Nr. 207“ unter 5.5.3, Zeile 4: 
Die Linien 12 und 9 haben jeweils eine stündliche Taktfrequenz und ergänzen sich in 
der Dornierstraße zu einem Halbstundentakt. 
 
 
Stellungnahme Amt für Stadtplanung und Umwelt: 
 
Der Hinweis wurde in der Begründung entsprechend aufgenommen. 
 
 
Unitymedia, 34020 Kassel: 
 

 
 
 


